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Kostenbeteiligung in der Kinder- und Jugendhilfe ab dem 1. August 2019 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

über Artikel 2 Nr. 2 des „Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur 

Teilhabe in der Kindertagesbetreuung (Gute-KiTa-Gesetz)“ treten am 

1. August 2019 Änderungen der „Pauschalierten Kostenbeteiligung“ nach 

§ 90 SGB VIII in Kraft.  

 

Aufgrund eines redaktionellen Versehens ist eine Korrektur dieser neugefassten 

Regelung des § 90 Abs. 4 SGB VIII vorgesehen, die eine entsprechende An-

wendung des § 90 Abs. 2 Satz 2 bis 4 SGB VIII ermöglicht.  

Damit kann die Feststellung der Zumutbarkeit einer Kostenbeteiligung für die 

Inanspruchnahme von Angeboten nach § 90 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII wie bisher 

über die Anwendung der §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwölften Buches 

(SGB XII) erfolgen. Ansonsten wäre ein vollständiger oder teilweiser Erlass der 

Kostenbeteiligung nicht möglich, wenn die Eltern nicht zum künftig (vollständig) 

befreiten Personenkreis (z. B. Wohngeldempfänger) gehören, jedoch die wirt-

schaftliche Belastung gleichwohl nicht zumutbar ist. 

 

Sollte die beabsichtige Korrektur der gesetzlichen Neuregelung nicht bis zum 

1. August 2019 in Kraft treten, regt das Bundesministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) in beigefügtem Schreiben an, die Vorschrift 

des § 90 Abs. 4 SGB VIII so auszulegen, dass sie dem Willen des Gesetz-

gebers entspricht. Eine Schlechterstellung von geringverdienenden El-
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Seite 2 tern, die nicht zu dem in § 90 Abs. 4 Satz 2 SGB VIII genannten Personen-

kreis gehören, war nicht beabsichtigt.  

 

Im Falle einer evtl. Überbrückungszeit bis zum Inkrafttreten der o.g. Korrektur 

über das „Gesetz zur Änderung des Neunten und des Zwölften Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Rechtsvorschriften“ wird in Abstimmung mit dem 

Landkreistag Baden-Württemberg und dem Städtetag Baden-Württemberg 

empfohlen, der Anregung des BMFSFJ vom 4. April 2019 zu folgen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Gerald Häcker 

 

Anlage Stellungnahme des BMFSFJ vom 4. April 2019 


